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1-001-0000 

AUSSCHUSS FÜR WIRTSCHAFT UND WÄHRUNG 

 

WIRTSCHAFTSDIALOG MIT PASCHAL DONOHOE, 

 

PRÄSIDENT DER EURO-GRUPPE 

BRÜSSEL 

 

MITTWOCH, 2. FEBRUAR 2022 

 

1-002-0000 

VORSITZ: IRENE TINAGLI  
Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft und Währung 

 

(Der Wirtschaftsdialog wird um 14.46 Uhr eröffnet) 

1-003-0000 

Vorsitzende. – Guten Tag, meine Damen und Herren. Ich begrüße Pascal Donohoe, den 

Präsidenten der Euro-Gruppe, zu diesem ersten Wirtschaftsdialog mit den Mitgliedern des 

Ausschusses für Wirtschaft und Währung in diesem Jahr. Der vorherige Dialog mit dem 

Präsidenten der Euro-Gruppe fand am 21. Juni letzten Jahres statt.  

 

Im heutigen Gedankenaustausch wird es um das laufende Arbeitsprogramm der Euro-Gruppe 

und die Wirtschafts- und Finanzpolitik zur Unterstützung der Erholung und des langfristigen 

Wachstums gehen, einschließlich der Erörterung über die strukturellen Herausforderungen, mit 

denen die Wirtschaft des Euro-Währungsgebiets nach der Pandemie konfrontiert ist, die Lehren 

aus der umfassenden wirtschaftspolitischen Reaktion Europas und den Rahmen für die 

wirtschaftspolitische Steuerung der EU für das reibungslose Funktionieren der Europäischen 

Währungsunion, die Stärkung der Bankenunion, den Euro als digitale Währung und die 

internationale Rolle des Euro.  

 

Für den heutigen Gedankenaustausch mit dem Präsidenten der Euro-Gruppe wird den 

vereinbarten Vorgehensweisen gemäß folgendes Verfahren angewandt. Herr Donohoe wird 

einleitend etwa zehn Minuten sprechen, gefolgt von fünfminütigen Blöcken für eine Frage und 

eine Antwort. Wenn es die Zeit zulässt, kann eine Anschlussfrage gestellt werden. Wie Sie 

wissen, sind normalerweise nicht mehr als zwei Minuten für die Frage und nicht mehr als drei 

Minuten für die Antwort vorgesehen.  

 

In der ersten Fragerunde wird jeder Fraktion ein Zeitfenster zugewiesen, danach kommt das 

D‘Hondt-Verfahren zur Anwendung. Wenn die Zeit ausreicht, besteht noch Gelegenheit für 

einige Fragen auf Zuruf. Ich bitte Sie wirklich, die Ihnen zur Verfügung stehende Zeit strikt 

einzuhalten. 

 

Ich danke Herrn Donohoe erneut und erteile ihm nun das Wort für zehn Minuten.  

1-004-0000 

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank, Frau Vorsitzende, und guten 

Tag an alle Mitglieder des ECON-Ausschusses des Europäischen Parlaments. Zunächst möchte 

ich Ihnen allen für die Einladung, im Rahmen dieses Wirtschaftsdialogs einige Worte an Sie zu 

richten, danken. Ihnen, Frau Vorsitzende, möchte ich zu Ihrer jüngsten Wiederwahl gratulieren 

und Ihnen viel Erfolg für Ihre Aufgabe als Koordinatorin und Leiterin des ECON-Ausschusses 

wünschen. Ich möchte betonen, dass ich mich auch darauf freue, Sie zu unserem Treffen der 

Euro-Gruppe begrüßen zu dürfen, das Ende dieses Monats in Paris stattfinden wird. 
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In meinen einführenden Bemerkungen werde ich wie üblich über die Aktivitäten der Euro-

Gruppe und unsere Politikschwerpunkte berichten. Lassen Sie mich ein paar Worte zur 

wirtschaftlichen Lage sagen. Die Aussichten für das Euro-Währungsgebiet sind nach wie vor 

günstig. Unsere Daten und Prognosen zeigen, dass sich die wirtschaftliche Erholung weiter 

fortsetzt, auch wenn die Dynamik etwas nachgelassen hat. Dennoch bleiben unsere Aussichten 

für dieses Jahr und für 2023 robust. Auch der Arbeitsmarkt verbessert sich weiter, wobei die 

Arbeitslosigkeit auf dem niedrigsten Stand aller Zeiten ist. Das ist eine gute Nachricht, aber wir 

müssen uns bewusst sein, dass es Gegenwind gibt und dass wir uns inmitten der anhaltend 

hohen Unsicherheit durch die vor uns liegende Zeit navigieren müssen. 

 

Ungeachtet der Tatsache, dass unsere Volkswirtschaften sich immer erfolgreicher an die 

Pandemie angepasst haben, belasten das Wiederflammen der Infektionen und die 

Einschränkung der Bewegungsfreiheit unserer Bürgerinnen und Bürger das Wachstum seit dem 

Spätherbst. 

 

Natürlich hoffen wir alle, dass das Coronavirus in der Omicron-Variante endlich von einer 

Pandemie zu einem endemischen Zustand übergeht. Aber es hat auch schon Überraschungen 

gegeben, negative Überraschungen; also müssen wir weiterhin wachsam sein und Agilität und 

Flexibilität in unseren Reaktionen schaffen. 

 

Wenn wir über die wirtschaftliche Situation sprechen, sollten wir auch den aktuellen Stand in 

Bezug auf Inflation, die seit Mitte letzten Jahres deutlich zugenommen hat, erwähnen. Es 

versteht sich von selbst, dass die Bewertung der Inflationsaussichten für das Euro-

Währungsgebiet eine entscheidende Aufgabe der Europäischen Zentralbank ist, und zwar in 

völliger Unabhängigkeit. Dennoch wirkt sich die zunehmende Inflation auf das Wachstum und 

auf die Kaufkraft unserer Bürgerinnen und Bürger aus. Es ist daher etwas, worüber die 

Finanzminister natürlich besorgt sind und weshalb die Euro-Gruppe diese Entwicklungen 

genau beobachtet. 

 

Die Einschätzung der Inflation hat sich ebenfalls etwas verändert, da Faktoren, die die Preise 

nach oben getrieben haben, jetzt länger als erwartet brauchen, um sich aufzulösen. Wir haben 

uns in erster Linie auf die aktuelle Entwicklung des Energiepreises konzentriert, doch wir 

erkennen auch an, dass ein starkes Nachfrageniveau, Angebotsengpässe und technische 

Probleme zum gegenwärtigen Stand beigetragen haben. 

 

Unterdessen wirkt sich die Inflation auf die Preise von Waren und Dienstleistungen aus. Wie 

die EZB jedoch bereits betont hat, gibt es bisher keine Anzeichen für signifikante 

Zweitrundeneffekte, die sich aus Lohnerhöhungen ergeben, und die Inflation dürfte in diesem 

Jahr sinken und im Jahr 2023 unter das EZB-Ziel von 2 % fallen. 

 

Mit der Währungspolitik lassen sich Angebotsengpässe zwar nicht lösen, aber wir können 

zuversichtlich sein, dass die EZB weiterhin das Notwendige tun wird, um ihr Mandat der 

Preisstabilität zu erfüllen. 

 

Die Mitgliedstaaten ihrerseits ergreifen oder prüfen Maßnahmen, um Haushalte und 

Unternehmen vor den nachteiligen Auswirkungen hoher Energiepreise zu schützen. Das ist 

etwas, was wir in unserer wirtschaftlichen Analyse berücksichtigen müssen, und geopolitische 

Spannungen und Probleme müssen natürlich in Betracht gezogen werden.  

 

Damit komme ich zum Policy-Mix – einem Thema, das für die Arbeit der Euro-Gruppe von 

entscheidender Bedeutung ist. Meiner Meinung nach ist es inzwischen weithin anerkannt, dass 

die politische Reaktion des Euroraums umfangreich, zeitgemäß und gut koordiniert war. 

Darüber hinaus haben wir, so meine ich, den Umfang ungefähr richtig eingeschätzt. 
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Die Mitgliedstaaten und die europäischen Institutionen haben einzeln und gemeinsam die 

Auswirkungen dieser Erkrankung auf Arbeitsplätze und Einkommen erfolgreich verringert. Mit 

Blick auf die Zukunft müssen wir ein politisches Instrumentarium einsetzen, das die Erholung 

unterstützt, Investitionen fördert und die Schuldentragfähigkeit sichert. Diese Ziele sind 

miteinander vereinbar, allerdings muss das richtige Gleichgewicht gefunden werden.  

 

Als nun die Euro-Gruppe im vergangenen Dezember die Haushaltsentwürfe der Mitgliedstaaten 

des Euroraums für 2022 erörterte, waren wir uns mit der Kommission einig darüber, dass die 

Finanzpolitik jetzt moderat unterstützend wirken, aber auch mit Blick auf das kommende Jahr 

wachsam bleiben sollte. Es bestand Einigkeit darüber, dass die Maßnahmen gezielter und 

spezifischer auf schutzbedürftige Gruppen und gesunde Unternehmen ausgerichtet werden 

sollten. Daneben sind wir uns darüber im Klaren, dass das Investitionsniveau innerhalb des 

Euroraums erhöht werden muss. Daher müssen wir die einzigartige Chance, die die Aufbau- 

und Resilienzfazilität bietet, optimal nutzen. Das ist entscheidend für unseren ökologischen und 

digitalen Wandel. Nachdem so große Anstrengungen im Parlament, zwischen Ministern und 

Regierungen unternommen wurden, zu dieser Initiative eine Einigung zu erreichen, müssen wir 

uns jetzt voll und ganz auf die Umsetzung konzentrieren. Ich hoffe, dass die Euro-Gruppe durch 

unsere thematischen Diskussionen, die sowohl den Empfehlungen des Euro-Währungsgebiets 

als auch den länderspezifischen Empfehlungen folgen, dazu beitragen wird.  

 

Mit Blick auf 2023 wird es also sehr wichtig sein, dass die europäischen Institutionen einen 

Konsens in Bezug auf die Haushaltsstrategie für 2023 erarbeiten sollten. Die Krise hat gezeigt, 

wie wichtig Koordinierung ist. Im März werden wir unseren ersten Meinungsaustausch zu 

diesem Thema führen, und es ist gut, diese Debatte frühzeitig zu beginnen, da die 

Mitgliedstaaten Leitlinien für ihre nationalen Haushaltspläne benötigen. Ich kann zwar der 

Diskussion der Euro-Gruppe nicht vorgreifen, aber ich denke, ich kann bestimmte Dinge mit 

Zuversicht sagen.  

 

Erstens ist es vernünftig anzunehmen, dass die fiskalpolitische Unterstützung für das nächste 

Jahr niedriger ausfallen wird als jetzt. Dies ist sinnvoll, wenn sich die Erholung weiter 

vorangeschritten ist. 

 

Zweitens werden, wie die Kommission im vergangenen Frühjahr festgestellt hat, 

länderspezifische Gegebenheiten berücksichtigt, und schließlich müssen wir Klippeneffekte 

durch abrupte oder sehr übermäßige Änderungen der Haushaltspläne vermeiden. 

Selbstverständlich hören wir den Ratschlägen und Analysen der Kommission und der EZB 

aufmerksam zu.  

 

Was die Zukunft der wirtschaftspolitischen Steuerung betrifft, so ist die Euro-Gruppe in der Tat 

hier aktiv involviert, und wir beteiligen uns an der Debatte. Allerdings konzentrieren wir unsere 

Diskussionen auf die Dimension der wirtschaftspolitischen Steuerung im Euro-

Währungsgebiet, insbesondere im Hinblick auf die Twopack-Rechtsvorschriften und die im 

Sixpack verankerten Durchsetzungsmechanismen. Ich bin sicher, dass die Kommission unsere 

Diskussionen über diese Bereiche gut nutzen wird. 

 

Aus Zeitgründen möchte ich noch kurz auf zwei weitere Dinge eingehen: Erstens, was den 

digitalen Euro betrifft, so beschäftigt sich die Euro-Gruppe weiterhin mit diesem Thema. Uns 

ist bewusst, dass dies ein Projekt ist, das erhebliche Vorteile für Unternehmen, Arbeitgeber und 

Bürger bringen könnte. Es würde ihnen einen leichteren Zugang zu einem risikoarmen und 

kostenlosen digitalen Zahlungsmittel ermöglichen – ein digitales Vollgeld, das von der EZB 

ausgegeben wird. Wir unterstützen die Arbeit unserer Zentralbank und der Kommission zum 

digitalen Euro voll und ganz. Hierweiter Diese Arbeit berührt mehrere Themen, die über den 

währungspolitischen Bereich hinausgehen, daher ist es wichtig, dass die Mitgliedstaaten und 
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das Europäische Parlament eng einbezogen werden. In der Euro-Gruppe führen wir eine Reihe 

von speziellen Diskussionen über spezifische Aspekte, darunter erstens über den Datenschutz 

und zweitens über die Auswirkungen auf die Finanzlandschaft und die Verwendung von 

Barmitteln.  

 

Damit komme ich zu meinem letzten Punkt: der Bankenunion. Wir haben letztes Jahr sehr viel 

Arbeit in dieses Projekt gesteckt. Wir haben gute Fortschritte gemacht, aber wir haben keine 

Einigung erzielt. Es gibt jedoch die Aussicht – sowohl wirtschaftlich als auch politisch –, 

weitere Fortschritte zu erzielen, und die Euro-Gruppe engagiert sich für dieses Projekt und ist 

sich über die Kosten von Untätigkeit und die Vorteile der Fertigstellung dieses Projekts sind. 

 

Wir werden also sehr bald in diese Gegend zurückkehren. An dieser Stelle, Frau Vorsitzende, 

möchte ich meinen Beitrag beenden und freue mich auf die Fragen und die Kommentare Ihres 

Ausschusses. 

 

1-005-0000 

Vorsitzende. – Herzlichen Dank. Bevor ich nun Gelegenheit für Fragen gebe, möchte ich die 

Mitglieder des Ausschusses daran erinnern, dass heute Dolmetschkapazitäten in Deutsch, 

Englisch, Französisch, Italienisch, Griechisch, Spanisch, Portugiesisch und Polnisch zur 

Verfügung stehen.  

 

Lassen Sie uns mit der Frage von Markus Ferber für die PPE beginnen. 

1-006-0000 

Markus Ferber (PPE). – Frau Vorsitzende! Dann werde ich gleich mal die deutsche 

Verdolmetschung testen. Ich hoffe, Pascal, dass du alles schön auf Englisch oder Gälisch 

übersetzt bekommst. Zunächst mal auch im Namen der EVP-Fraktion herzlich willkommen! 

Ich freue mich, dass wir den Austausch mit dem Präsidenten der Eurogruppe fortsetzen können. 

 

(Unterbrechung - weiter in Englisch) 

 

Wenn das Dolmetschen nicht funktioniert, werde ich es mit meinem sehr speziellem Englisch 

versuchen.  

 

Seitens der PPE möchte ich sagen, dass wir uns sehr auf diesen Meinungsaustausch mit Ihnen, 

Paschal, freuen. Ich möchte zunächst mit der Bankenunion beginnen. Auf dem Gipfeltreffen 

der Euro-Gruppe im Dezember wurde das Ziel der Vollendung der Bankenunion formuliert, 

und die Euro-Gruppe wurde gebeten, einige vorbereitende Maßnahmen zu treffen und einen 

Plan mit einigen Terminen, Schritten und Meilensteinen zu organisieren, um dieses Ziel zu 

erreichen.  

 

Unter der portugiesischen Präsidentschaft haben Sie bereits die ersten Versuche, um so etwas 

zu erreichen, gesehen. Mich würde es also sehr interessieren, welche Elemente für Sie in Ihrer 

Arbeit am wichtigsten sind und welchen Zeitrahmen Sie sich dafür gesetzt haben und wie ein 

möglicher Endresultat aussehen könnte?  

 

Zweitens, was den Stabilitäts- und Wachstumspakt betrifft, so gab es auf der letzten Sitzung 

der Euro-Gruppe eine Orientierungsdebatte zu diesem Thema, und ich habe gehört, dass Sie 

einen Fragebogen vorbereitet haben, der verteilt wurde. Aber am Ende, auf Ihrer 

Pressekonferenz, wurden keine klaren Angaben gemacht. Daher wäre ich für Informationen 

zum Stand und zur Entwicklung der Diskussion über die Reform des Stabilitäts- und 

Wachstumspakts im Rahmen der Euro-Gruppe freuen.  

 

Ich hoffe, Sie haben meine Fragen jetzt verstanden - trotz meines speziellen Englisch. 
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1-008-0000 

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. Ich möchte dem Parlamentsabgeordneten, 

Herrn Ferber, für seine Frage und für die wichtigen Aspekte danken, die er angesprochen hat.  

 

Ich werde damit beginnen, wo wir mit dem Projekt der Bankenunion stehen und was der 

augenblickliche Stand ist. Es ist, wie der Herr Abgeordnete weiß, eines dieser Projekte, bei 

denen es viele verschiedene Arbeitsstränge gibt, die für verschiedene Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union wichtig sind.  

 

Die verschiedenen Fragen, die von der Euro-Gruppe erneut geprüft werden, beziehen sich 

darauf, wo wir uns mit dem Status und der Entwicklung der grenzüberschreitenden 

Finanzintegration befinden, d. h. eine finanzielle Integration, die durch die Entwicklung von 

Banken, die in der Lage wären, Handel zu treiben und Einlagen in der gesamten Europäischen 

Union zu akzeptieren entstehen würde. Das darf aber nicht auf Kosten der finanziellen Stabilität 

und des Verbraucherschutzes gehen, also Angelegenheiten, die in vielen Mitgliedstaaten eine 

wichtige Rolle spielen. 

 

Das ist der Stand der Maßnahmen, die ergriffen werden müssten, um den Bedürfnissen der 

Banken gerecht zu werden, wenn sie sich in Zukunft in einer akuten Phase der Krise befänden, 

sollte dies geschehen. 

 

Die Debatte über die Machbarkeit und die Möglichkeit der Entwicklung eines europaweiten 

Einlagensicherungssystems ist noch nicht abgeschlossen. Und schließlich gibt es die 

abschließende Debatte darüber, wie wir das Risikoniveau innerhalb unseres Bankensystems 

und in der Beziehung zwischen Banken und den Staatsanleihemärkten besser verstehen, 

überwachen und in geeigneter Weise reduzieren können. Das sind also Themen, die diesem 

Ausschuss und den Analysten der Bankenunion gut bekannt sind.  

 

Was die weitere Entwicklung betrifft, so gehe ich davon aus, dass ein relevanter Fortschritt nur 

erzielt werden kann, wenn es ein Engagement in Bezug auf alle verschiedenen Arbeitsabläufen 

der Bankenunion gibt, und um sicherzustellen, dass überhaupt Bewegung in das Projekt kommt, 

ist Bewegung über alle verschiedenen Säulen des Bankenunionsprojekts hinweg erforderlich.  

 

Ich werde nun in den kommenden Wochen Konsultationen mit den Regierungen der einzelnen 

Mitgliedstaaten führen, und ich hoffe, dass wir im April, Mai und Juni in der Lage sein werden, 

substanziellere Diskussionen über dieses Projekt innerhalb der Euro-Gruppe zu führen, um 

2022 eine Einigung über einen neuen Arbeitsplan zu erzielen.  

 

Obwohl dies ein äußerst anspruchsvolles Projekt sein wird, bin ich überzeugt, dass die Vorteile 

noch nie so offensichtlich waren wie heute und auch die Kosten, wenn keine Einigung erzielt 

wird, selten sichtbarer waren. Auf dieses Ziel hin werde ich mit all meinen Kollegen 

zusammenarbeiten. 

 

Was dann die Debatte über die wirtschaftspolitische Steuerung und die Haushaltsregeln betrifft, 

so gibt es innerhalb der Euro-Gruppe viele unterschiedliche Ansichten über die Zukunft dieser 

Regeln. Angesichts der Debatte, die wir im Dezember in der Euro-Gruppe über die 

Dimensionen des Euro-Währungsgebiets geführt haben, können die Probleme insoweit kurz 

zusammengefasst werden, dass viele Regierungen akzeptiert haben, dass die Verfahren, die wir 

für Aufsicht über Haushaltspläne und in der Tat für die wirtschaftspolitische Überwachung 

haben, in vielen Fällen Prozesse sind, die angemessen funktionieren und verstanden werden, 

aber in Zukunft vielleicht vereinfacht oder geklärt werden könnten.  

 

Es gab weniger Konsens in Bezug auf Fragen wie eine gemeinsame Fiskalkapazität und welche 

Rolle dies im Euroraum spielen könnte, und auch weniger Konsens zu diesem Zeitpunkt in 
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Bezug auf einige der allgemeineren Fragen innerhalb der Governance-Debatte – zum Beispiel 

in Bezug auf die Kompromisse in Bezug auf Investitionen und Schuldentragfähigkeit.  

 

Aber wir befinden uns in einem frühen Stadium dieser Diskussionen, und ich bin zuversichtlich, 

dass die Europäische Union, die Euro-Gruppe und die Minister – und ich hoffe sogar das 

Parlament – in der Lage sein werden, zum richtigen Zeitpunkt eine Einigung über diese Fragen 

zu erzielen. Ich denke, der Gesamtprozess wurde von der Kommission, von Kommissar 

Gentiloni, sehr gut gehandhabt, und ich bin zuversichtlich, dass wir in den kommenden 

Monaten einen Konsens über einen Kompromiss in diesen Fragen erzielen können. 

1-009-0000 

Caroline Nagtegaal (Renew). – Vielen Dank, Herr Donohoe, für Ihre Einführung. Ehrlich 

gesagt, ich bin sehr besorgt über die Kombination aus hoher und steigender Inflation und einer 

Zentralbank, die sich weigert, ihre Geldpolitik zu normalisieren. Darüber hinaus planen viele 

europäische Regierungen massive Investitionen, um den ökologischen Wandel und digitalen 

Wandel zu erleichtern und unsere Staatsverschuldung weit über die von uns vereinbarten 

Normen hinaus steigen zu lassen.  

 

Also frage ich mich, ob Sie meine Besorgnis teilen, dass dies in gewisser Weise Öl in das Feuer 

der Inflation gießen könnte? Was kann Ihrer Meinung nach aus steuerpolitischer Sicht getan 

werden, um die Inflation einzudämmen? Ich freue mich sehr auf Ihre Antwort. 

1-010-0000 

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Ich danke Ihnen für diese Frage zu einem 

sehr wichtigen Thema. Ich habe eine andere Sicht der wirtschaftlichen Lage und des derzeitigen 

Standes als das ehrenwerte Mitglied.  

 

Erstens, wenn ich mir die Inflationsprognose ansehe, akzeptiere ich zwar, dass das 

Inflationsniveau zwar auch heute noch weiterhin sehr hoch ist, und dieses Niveau höher und 

länger anhaltend ist, aber ich akzeptiere auch die Analyse unserer Institutionen, dass sich diese 

Inflationsniveaus im Laufe der Zeit mäßigen werden.  

Ich glaube, wir werden sehen, dass sich diese Inflationsniveaus aus einer Reihe von Gründen 

abzuschwächen beginnen. Zunächst gibt es den Effekt der erheblichen Ersparnisse in der 

Wirtschaft des Euroraums und die Auswirkungen, die dies auf das Konsumniveau hat. Ich 

erwarte, dass sich das im Laufe des Jahres 2022 abschwächen wird, und ich erwarte auch, dass 

sich die Effizienz der Lieferketten weiter verbessern und auf die höhere Nachfrage reagieren 

wird, wenn wir die schwierigeren Phasen der Pandemie, so hoffe ich, hinter uns lassen.  

 

Aber in Bezug auf die Reaktion auf den aktuellen Inflationsmix und was das für die politischen 

Entscheidungen bedeutet, die wir treffen müssen, denke ich, dass wir diese Inflationsdebatte in 

dem Kontext, in dem wir uns befinden und mit einem breiteren Satz von Wirtschaftsindikatoren 

führen müssen. Angesichts der Beschäftigungssituation im Euroraum – eine der niedrigsten 

Arbeitslosenquoten, die wir in der Geschichte des Euroraums hatten – ist dies eine 

bemerkenswerte politische Errungenschaft im Kontext des extremen wirtschaftlichen Schocks, 

den wir aufgrund der Auswirkungen der Pandemie auf unser Leben und unsere 

Volkswirtschaften bewältigen mussten.  

 

Obwohl wir also eindeutig ein Problem mit steigenden Preisen haben, das wir überwachen und 

worauf wir reagieren müssen, wenn man sich ansieht, wo wir in Bezug auf Arbeitslosigkeit 

stehen, wenn man sich ansieht, wo wir mit der Produktion stehen, wenn man sich ansieht, wo 

wir mit dem Wachstum stehen, gibt es vieles an unser aktuellen Situation, was auf die Tatsache 

zurückzuführen ist, dass das politische Instrumentarium und die politischen Entscheidungen, 

die wir in den letzten beiden Jahren getroffen haben, die meiner Meinung nach richtig waren.  
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Um daher die Frage des Mitglieds nach der Zukunft und der Art und Weise, wie wir darauf 

reagieren, zu beantworten, denke ich, dass es zwei Elemente gibt. Das erste ist die 

währungspolitische Antwort der EZB, und wie ich gleich zu Beginn meines Beitrags deutlich 

gemacht habe, erkenne ich die Unabhängigkeit der EZB und ihre Fähigkeit, die 

Währungspolitik festzulegen, klar anerkenne.  

 

Ich denke jedoch, dass es fair ist zu sagen, dass die EZB in den Entscheidungen, die sie 

beispielsweise in Bezug auf ihre Notfallprogramme zum Ankauf von Vermögenswerten 

getroffen hat, und den Änderungen, die sie bei den Finanzmarktinterventionen im Jahr 2022 

vornehmen wird, zeigt, dass sie erkennt, dass sich ihre Rolle bei dieser Erholung im Rahmen 

der beginnenden Stabilisierung und Erholung der wirtschaftliche Situation ändern wird und den 

aktuellen Stand jeweils von EZB-Rat zu EZB-Rat überprüfen wird.  

 

Meiner Meinung nach hat die EZB bereits ein hohes Maß an Maßnahmen ergriffen, um auf eine 

sich verbessernde wirtschaftliche Situation zu reagieren, und sie kann den aktuellen Stand bei 

jedem Treffen überprüfen.  

 

Zweitens habe ich aus finanzpolitischer Sicht selbst in meinen Äußerungen, die ich heute hier 

gemacht habe, darauf hingewiesen, dass unser finanzpolitischer Kurs nun in einen moderat 

unterstützenden für das Jahr 2022 übergangen ist, und ich erwarte, dass die Defizite im Jahr 

2022 im Euroraum sinken werden. Damit erkennen die Finanzminister eine robustere 

wirtschaftliche Erholung an. Wir akzeptieren, dass sich die Nachfrage auf einem weiter 

entwickelten Niveau befindet, als wir es vor einem Jahr erwartet hätten, und daher ändert sich 

unser haushaltspolitischer Kurs, um dies zu widerspiegeln.  

 

Ich plädiere also dafür, dass Maßnahmen ergriffen werden, um zu erkennen, wo wir derzeit in 

Bezug auf die aktuellen Inflationsaussichten stehen. Wir sehen jedoch eine Erholung, die wir 

nach einem sehr harten und anspruchsvollen Zeitraum von anderthalb bis zwei Jahren noch 

pflegen und pflegen müssen. Ich glaube, dass dies ein Gleichgewicht ist, das wir mit unseren 

gemeinsamen Anstrengungen aufrechterhalten können. Aber es ist ein sich veränderndes 

Umfeld und deshalb ist die Frage des Ausschussmitglieds so wichtig. 

1-011-0000 

Aurore Lalucq (S&D). – Frau Vorsitzende, sehr geehrter Herr Präsident der Euro-Gruppe, ich 

danke Ihnen, dass Sie heute hier bei uns sind. 

 

Ich habe ein paar volkswirtschaftliche Fragen, wie Sie sich vorstellen können. Die erste betrifft 

das Investitionsvolumen. Ich höre ständig, dass sich die gesamtwirtschaftliche Lage verbessert; 

dennoch ist es seit Jahrzehnten auf europäischer Ebene jedes Mal das gleiche Thema: niedrige 

Investitionen, niedrige Investitionen, niedrige Investitionen. Das bedeutet doch, dass das 

irgendetwas nicht richtig läuft. Irgendwann müssen wir uns jenseits von ideologischen Dogmen 

mit volkswirtschaftlichen Fragen beschäftigen, denn es gibt ein Problem: die ganze Sache 

klappt nicht. 

 

Darüber hinaus gibt es ein weiteres Thema: Ich habe die Berichte der Europäischen 

Investitionsbank erneut gelesen, in denen auf einen eher schlechten Effizienzgrad der 

Investitionen in bestimmten Bereichen, insbesondere in Forschung und Entwicklung, 

hingewiesen wurde. Und selbst eine Institution wie McKinsey – die bekanntermaßen nicht in 

der linken Ecke stehen – hat klargestellt, dass wir viel schneller in den ökologischen Wandel 

investieren müssten und dass 60 % der Investitionen tatsächlich nicht rentabel sind und 

öffentliche Ausgaben sein sollten. Was ist also der Stand der Diskussion in diesem Bereich? 

Werden wir irgendwann auch die Volkswirtschaft real und etwas weniger ideologisch geprägt 

in Angriff nehmen? Ich würde gerne hören, wie Sie dazu stehen. 
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Und da es nur ein Schritt vom Haushalt zur Besteuerung ist, was ist mit Steuerfragen? Wir 

arbeiten im Europäischen Parlament und in der Europäischen Kommission recht gut, 

insbesondere bei der Reform des Verhaltenskodex, und jedes Mal sind es die Mitgliedstaaten, 

die das Thema blockieren. Tatsächlich gibt es ein Hauen und Stechen ums Geld statt Solidarität. 

Ich würde also gerne wissen, ob Sie darüber auch in der Euro-Gruppe sprechen? Und werden 

wir irgendwann eine belastbare Liste von Steueroasen haben, wohl wissend, dass dies 

wirtschaftliche Probleme aufwirft, aber auch demokratische, da wir von unseren Bürgern gibt, 

dass es letztendlich zwei Steuersysteme gibt: eines für diejenigen, die sich Steueranwälte leisten 

können, und eines für die anderen. 

 

Da wir über Inflation gesprochen haben und Sie diesbezüglich im engen Austausch mit der 

Europäischen Zentralbank stehen, und da die Energiepreisinflation ohnehin nicht durch 

Zinsänderungen reguliert werden kann, diskutieren Sie mit der Europäischen Zentralbank, aber 

auch untereinander, über die Möglichkeit der Ökologisierung, Refinanzierung, und 

insbesondere die Ökologisierung von Sicherheiten? 

 

Ich habe viel Zeit in Anspruch genommen und danke Ihnen sehr. 

1-012-0000 

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Ich danke der Parlamentsabgeordneten für 

ihre Fragen. Nur um auf jeden von ihnen der Reihe nach einzugehen, werde ich mit dem Punkt 

in Bezug auf das Investitionsniveau beginnen, und ich denke, die Abgeordnete dort einen 

wichtigen Punkt angesprochen hat. Wenn man sich das Investitionsniveau des privaten und 

öffentlichen Sektors in unseren Volkswirtschaften nach der globalen Finanzkrise vieler Länder 

ansieht, so muss man feststellen, dass es sich noch nicht wieder auf das Niveau erholt hat, wo 

es vor der Krise war.  

 

Meiner Meinung nach ist dies zwar ein Beitrag zur Bewältigung vieler der wirtschaftlichen und 

sozialen Herausforderungen, mit denen wir in den letzten Jahren konfrontiert waren, zum 

Beispiel in Bezug auf das Wohnungsangebot und im Hinblick auf die Herausforderungen, die 

im Rahmen der Dekarbonisierung unserer Volkswirtschaften nur größer sind, aber auch ein 

wichtiger, wenn nicht sogar ein wesentlicher Bestandteil des Ansehens der Europäischen Union 

auf globaler Ebene ist.  

 

Der jüngste Investitionsbericht der EIB hat meiner Meinung nach einige sehr klare Einblicke 

in die Höhe der Investitionen in wichtige Technologien in der Europäischen Union gewonnen 

und wie dies im Vergleich zu anderen sehr global bedeutenden Volkswirtschaften aussieht.  

 

Nachdem wir also den Punkt der Parlamentsabgeordneten anerkannt haben, geht es darum, was 

wir in dieser Hinsicht tun. An dieser Stelle ist der Aufbaufonds überaus wichtig. Das ist auch 

der Grund, warum wir weiterhin über einen haushaltspolitischen Kurs sprechen, der selbst bei 

einem Wachstum, das jetzt stärker ist, als wir es vor einem Jahr erwartet hätten, immer noch 

unterstützend, wenn auch mäßig unterstützend ist.  

Ich glaube also, dass wir daran arbeiten würden, 2022 und 2023 den Fokus auf ein höheres Maß 

an öffentlichen Kapitalinvestitionen und privater Kapitalbildung in unseren Volkswirtschaften 

zu legen, um sicherzustellen, dass wir uns auf die beiden Bereiche des Wandels zu bewegen, 

auf die sich das Ausschussmitglied in ihrer Frage an mich bezogen hat – eine Zukunft mit 

weniger Kohlenstoff und mehr Digitalisierung. Ich stimme mit vielen der Analysen überein, 

die sie gerade in diesem Zusammenhang angeboten hat.  

 

In Bezug darauf, wo wir bei der Koordinierung innerhalb des Euroraums stehen, ist dies in der 

Tat ein Konzept, das auf unseren monatlichen Treffen diskutiert wird. Es ist fair zu sagen, dass 

es unterschiedliche Ansichten in Bezug auf den notwendigen Grad der Koordination und den 

Kompromiss zwischen nationalen Prioritäten und den gemeinsamen Zielen, die wir zu 
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erreichen versuchen, gibt. Aber da ich mich meinem fünften Jahr in der Euro-Gruppe und im 

ECOFIN-Rat nähere, kann ich sagen, es gibt definitiv ein weitaus höheres Maß an 

Wertschätzung für die Bedeutung des Konsenses und einen gemeinsamen Ansatz für die 

Haushaltsentscheidungen, die wir treffen, gibt. Ich denke, dies wird ein wichtiges Element in 

den Diskussionen sein, die wir in Bezug auf 2023 führen werden. 

 

Was die angesprochenen Steuerfragen betrifft, so fallen diese nicht in den 

Zuständigkeitsbereich der Euro-Gruppe; es handelt sich um Entscheidungen des ECOFIN-

Rates. Aber ganz kurz, in meiner Rolle als irischer Finanzminister, möchte ich die großen 

Fortschritte anerkennen, die in der OECD zu diesem Thema erzielt wurden, die sehr wichtigen 

Anti-Steuervermeidungsrichtlinien, die von allen Mitgliedstaaten aufgrund der Arbeit der 

Kommission umgesetzt wurden, und die Fortschritte, die wir meiner Meinung nach bei der 

Richtlinie über einen effektiven Mindeststeuersatz erzielen können, die von Kommissar 

Gentiloni vorgelegt wurde.  

 

Im Zusammenhang mit der Inflation habe ich das kurz angesprochen, als Ihr Kollege mir diese 

Frage vorhin zu einem ähnlichen Thema gestellt hat. Aber die Parlamentsabgeordnete hat einen 

Punkt in Bezug auf die ökologischen Entscheidungen angesprochen, die wir in dieser Hinsicht 

treffen können. Aus meiner Sicht ist es sehr wichtig, dass dies im Rahmen unserer 

Bemühungen, auf den aktuellen Preisdruck und Energiedruck zu reagieren, unseren Fokus auf 

die Dekarbonisierung unserer Wirtschaft und die Stärkung der Rolle erneuerbarer Technologien 

bei der Energieversorgung nicht gefährdet. Aber das ist schwierig, weil der Druck im Moment 

groß ist.  

 

Das Ausschussmitglied hat also viele verschiedene Fragen mit mir angesprochen, aber ich habe 

versucht, auf jede von ihnen kurz eine Antwort zu geben. 

1-013-0000 

Rasmus Andresen (Verts/ALE). – Sehr geehrter Herr Minister, ich möchte Ihre 

Aufmerksamkeit auf ein weiteres wichtiges Thema lenken: Die Immobilienpreise befinden sich 

seit langem im Aufwärtstrend, und er scheint sich in der EU zu beschleunigen, da die 

Immobilienpreise laut Eurostat im zweiten Quartal des vergangenen Jahres um mehr als 7 % 

gestiegen sind. Deshalb begrüßen wir es sehr, dass Sie Wohnungsmarktentwicklungen in Ihr 

Arbeitsprogramm aufgenommen haben.  

 

Letzte Woche haben wir Grünen eine Studie veröffentlicht, die zeigt, dass die Finanzialisierung 

neben beispielsweise höheren Baukosten einer der Haupttreiber für diesen Anstieg auf den 

Wohnungsmärkten ist. Nach Angaben der Europäischen Zentralbank sind Immobilienfonds im 

Euroraum seit 2010 um 286 % gewachsen.  

 

Meine Frage ist also, wie wollen Sie dieses Problem in den kommenden Monaten angehen? 

Wie würden Sie öffentliche und private Investitionen in Richtung von nachhaltigem und 

sozialem Wohnungsbau lenken und gleichzeitig den Aufbau der Immobilienblase verhindern? 

 

Konkret: Würden Sie die Behandlung von Wohnraum als besondere Anlageklasse in den 

Sozialtaxonomieplänen der Europäischen Kommission unterstützen? Würden Sie ein 

erweitertes makroprudenzielles Mandat für die Europäische Zentralbank unterstützen, um auf 

die Inflation der Immobilienpreise durch eine strengere, aber sozial orientierte Regulierung der 

Hypothekenkreditvergabe zu reagieren, wie es beispielsweise Schweden und Neuseeland 

bereits versuchen? 

1-014-0000 

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank für Ihre Fragen und auch für 

Ihre Anerkennung, dass die Euro-Gruppe – zum ersten Mal in ihrer Geschichte, denke ich, und 

definitiv in ihrer jüngeren Geschichte – beschlossen hat, die Entwicklung des 
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Wohnungsmarktes als wichtiges Tagesordnungsthema in unseren Sitzungen der Euro-Gruppe 

zu diskutieren. Das werden wir im zweiten Quartal dieses Jahres tun.  

 

Wir haben die Entscheidung getroffen, diese Diskussion in Anerkennung des Drucks zu führen, 

den die steigenden Kosten für Wohnungen und das steigende Mietniveau auf den 

Lebensstandard der Bürger haben, denen wir alle dienen und die wir vertreten. 

 

Ich möchte auf die sehr speziellen Fragen, die mir das Mitglied gestellt hat, eingehen. Soweit 

es die Rolle der Investmentfonds und die Rolle des Kapitals des privaten Sektors auf unseren 

Wohnungsmärkten betrifft, ist dies wiederum etwas, das außerhalb meines Mandats als 

Präsident der Euro-Gruppe liegt. Aber ich gehe davon aus, dass dies innerhalb der Euro-Gruppe 

diskutiert wird, da wir auf die verschiedenen Herausforderungen hinweisen werden, mit denen 

wir in unseren Ländern konfrontiert sind. Aus der Perspektive Irlands ist sicherlich unsere klare 

und gefestigte Ansicht, und ebenso die feste Ansicht dieser Regierung, dass wir die Rolle aller 

Kapitalformen bei der Bereitstellung des Wohnraumangebots, das wir brauchen, betrachten 

müssen. Wenn wir uns also die Rolle des Privatsektors bei der Bereitstellung von Wohnraum 

ansehen, muss dies von einem starken öffentlichen Sektor und starken Mitgliedstaaten und 

Regierungen begleitet werden, die gemeinsam mit dem privaten Sektor Wohnraum schaffen, 

um dem Bedarf nach der Bereitstellung eines angemessenen Niveaus an sozialem und 

öffentlichem Wohnraum gerecht zu werden und um Interventionen zur Erreichung von 

erschwinglichen Wohnraum und erschwingliche Mietniveaus vorzunehmen, sowohl zum 

Nutzen derjenigen, die in den kommenden Jahren in diesen Wohnungen leben, als auch um das 

Preisniveau und das Mietniveau auf den Märkten im Allgemeinen zu beeinflussen. Ich weiß, 

dass dies eine Debatte ist, die derzeit von vielen verschiedenen Regierungen ausgespielt wird.  

 

In Bezug auf die Frage, die Sie mir zur Aufgabe der EZB in diesem Bereich gestellt haben, ist 

die Rolle der EZB jetzt in der Satzung, in unseren Verträgen festgelegt, und es ist wirklich 

wichtig – wie ich es hier in diesen Anhörungen bei mehreren Gelegenheiten getan habe –, ihr 

Mandat anzuerkennen und ihre Unabhängigkeit bei den Entscheidungen, die sie treffen, 

anzuerkennen.  

 

Aber wenn ich mir zum Beispiel Irland und seine aktuelle Lage anschaue – dies ist vielleicht 

nur eine nationalen Perspektive –, so hat die irische Zentralbank, die innerhalb des Euroraums 

tätig ist, makroprudenzielle Regeln, die einige der besonderen Merkmale des irischen 

Wohnungsmarktes anerkennen. Sie tut dies im Rahmen der EZB, und ich bin sicher, dass die 

Zentralbanken, von Land zu Land, wenn sie sich die Entwicklungen auf ihren 

Wohnungsmärkten ansehen, in der Lage sind, die aufsichtsrechtlichen Entscheidungen zu 

treffen, die sie für angemessen halten.  

 

In Bezug auf Ihre Frage nach dem Status des Wohnungsbaus als besondere Anlageklasse und 

seiner Rolle in einer Taxonomie in der Zukunft fürchte ich, dass dies Angelegenheiten sind, die 

weit außerhalb meines Mandats innerhalb der Euro-Gruppe liegen. Daher glaube ich, dass es 

für mich nicht angemessen ist, sie zu kommentieren, insbesondere weil wir noch nicht einmal 

an dem Punkt angelangt sind, diese Fragen im ECOFIN-Rat zu diskutieren. Aber natürlich 

würde ich sie in Betracht ziehen, wenn sie auf unserer Tagesordnung erscheinen, denn mir ist 

klar, wie zentral Fragen des Wohnungsbaus sind, um die sozialen Bedürfnisse unserer 

Bürgerinnen und Bürger zu befriedigen als auch um ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum zu 

erzielen und die Hauspreisrisiken zu vermeiden, auf die sich das Mitglied in seiner Frage an 

mich bezogen hat. 

1-015-0000 

France Jamet (ID). – Frau Vorsitzende, Herr Minister, ich kann Ihren Optimismus oder Ihr 

Vertrauen in den Aufschwung sowie in die Arbeitslosigkeit oder die Lebenshaltungskosten 
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nicht teilen, angesichts der Erholung der großen Volkswirtschaften weltweit, während der 

Euroraum immer noch hinterherhinkt. Unsere Beobachtungen sind ganz anders. 

 

Erstens, weil wir den BIP-Anstieg von 5,2 % im Jahr 2021 angesichts der Schrumpfung um 

6,3 % im Jahr 2020 nicht als Anlass zum Feiern betrachten. Zweitens, weil weder die 

Verschuldung noch die „Whatever it takes“-Strategie die Krise, die sich leider abzeichnet, 

verschleiern noch verhindern werden. Schließlich wird nichts unternommen, um die 

Verbreitung von Zombie-Unternehmen zu verhindern, die eine große Bedrohung für die 

wirtschaftliche Stabilität unseres Euroraums darstellen. 

 

Herr Minister, die Überschätzung der Stabilität des Bankensystems ist ein Problem. Wir sehen 

dies derzeit bei der Société Générale, einer der systematischen Banken schlechthin, die durch 

die Positionen der Europäischen Union in der Ukraine-Affäre ernsthaft erschüttert werden 

könnte. Um dies zu vermeiden, wäre es bereits notwendig, eine Politik der 

Risikodekonzentration zu betreiben, die derzeit im Rahmen der Bankenunion nicht möglich ist. 

Um schließlich zu einem stabilen Wachstum zurückzukehren, wird es unweigerlich notwendig 

sein, den Wettbewerb im Bankensystem wieder einzuführen und seine Zahlungsfähigkeit zu 

erhöhen. Schließlich ist es notwendig, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um diese 

reale Situation, die Sie nicht wahrzunehmen scheinen, nämlich die allgemeine Instabilität der 

Wirtschaft, zu beheben. Andernfalls setzt sie sich in einer Reihe von Blasen fort, deren erste 

Opfer die Völker der Nationen Europas sein werden. Also, ich würde gerne wissen, was Sie 

denken, was ist Ihr Standpunkt, da dies ein Meinungsaustausch ist? 

 

Abschließend, wenn ich noch ein paar Sekunden für eine letzte Frage habe: Da Sie gerade die 

Einlagensicherung für diese systemrelevanten Banken angesprochen haben: Wie können Sie 

diesen Wunsch eigentlich mit der Größe dieser Banken in Einklang bringen, die uns derzeit 

zwingen würde, astronomische Summen bereitzustellen? 

1-016-0000 

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank für diese Frage. Meine 

Einschätzung darüber, wo wir im Moment stehen, ist, wie ich bereits sagte, dass ich die Risiken 

anerkenne, denen wir früher ausgesetzt waren, ich erkenne die Risiken an, denen wir mit der 

Inflation gegenüberstehen, und ich erkenne die Probleme an, mit denen wir aufgrund von 

Entwicklungen konfrontiert sind, die in Bezug auf die Sicherheit in Europa stattfinden könnten. 

In meinen einleitenden Bemerkungen wurden einige der von dem Mitglied angesprochenen 

Fragen berücksichtigt.  

 

Aber was meinen allgemeinen Ton über den aktuellen Stand betrifft, denke ich, dass wir dafür 

plädieren müssen, wo wir jetzt stehen und wo wir hätten stehen können, als diese Pandemie 

Europa vor etwas mehr als zwei Jahren getroffen hat. Ich denke, wir müssen dafür plädieren, 

dass unsere Bemühungen eine sehr starke Rolle dabei gespielt haben, zu einer schnelleren und 

anderen Erholung zu führen, als wir es vor einem Jahrzehnt waren.  

 

Ich habe überhaupt keinen Zweifel daran, dass, wenn ich heute vor diesem Ausschuss wäre und 

wir uns nach einer Gesundheitskrise in einer anhaltenden Rezession befänden, Sie das genauso 

kritisieren und fragen würden, warum wir nicht die Maßnahmen ergriffen haben, um dies zu 

vermeiden. Zwei Zahlen, von denen ich denke, dass sie für das, wo wir im Moment stehen, 

relevant sind, sind 8 und 29. Neunundzwanzig ist die Anzahl der Quartale, die wir benötigt 

haben, um uns nach der globalen Finanzkrise auf das Vorkrisenniveau zu erholen, und acht ist 

die Anzahl der Quartale, die wir gebraucht haben, um uns nach dieser Krise auf das gleiche 

Produktionsniveau zu erholen.  

 

Das Eintreten für das, was wir erreicht haben, ist also nicht gleichbedeutend mit Immunität 

gegen die Risiken, die ich zu Beginn meines Beitrags anerkannt habe.  
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Wenn ich mir jedoch anschaue, wo wir jetzt stehen und welche spezifischen Fragen der 

Abgeordnete angesprochen hat, glaube ich erstens, dass unsere Verordnungen auf nationaler 

und europäischer Ebene ihre Aufgaben forensisch in Bezug auf das Risikoniveau erfüllen, das 

wir in unserem Bankensektor haben. Aber aufgrund der Anstrengungen, die wir mit unseren 

Haushaltsmaßnahmen unternommen haben, haben wir vermieden, dass viele Arbeitgeber sehr 

schnell sehr förderfähig wurden.  

 

Ich akzeptiere in der Tat den Punkt, den die Frau Parlamentsabgeordnete angesprochen hat, 

nämlich dass es einige Arbeitgeber geben könnte, deren wirtschaftliche Überlebensfähigkeit in 

der kommenden Zeit eingeschränkt oder beeinträchtigt werden könnte, obwohl ich den 

Ausdruck „Zombie-Arbeitgeber“ nicht mag. Dies sind Unternehmen, in denen Menschen 

arbeiten, die eine sehr schwere Zeit durchgemacht haben, mit Bürgern in ihnen, von denen wir 

alle wollen, dass sie neue Arbeit finden, wenn ihre Unternehmen nicht mehr auf dem Niveau 

handeln können, auf dem sie gehandelt haben, oder den Handel einstellen müssen.  

 

Wir erkennen jedoch das Risiko an, dass das Beschäftigungsniveau in Sektoren 

aufrechterhalten wird, die möglicherweise in Zukunft nicht lebensfähig sind, da das Niveau der 

Haushaltsunterstützung auf dem sehr hohen Krisenniveau gehalten wird. Aber auch hier spricht 

die Euro-Gruppe jetzt von einem moderat unterstützenden finanzpolitischen Kurs für 2022. Wir 

sind uns jetzt einig, dass wir von allgemeinen Unterstützungsniveaus zu sektorspezifischen 

Unterstützungsniveaus übergehen und dann zum richtigen Zeitpunkt damit beginnen, diese 

ebenfalls zu reduzieren. Wir sind uns also dieses Risikos bewusst und versuchen, dies zu 

bewältigen, indem wir das Niveau der Budgethilfe im Laufe des Jahres 2022 anpassen.  

 

Abschließend, in Bezug auf die Frage, wie wir mehr Wettbewerb und einige der Risiken, die 

aufgrund der Entwicklung der europaweiten Einlagensicherungssysteme bestehen könnten, 

erleichtern könnten, wenn ich mir die erste Frage anschaue, die Herr Ferber mir in Bezug auf 

eine Entwicklung in Bezug auf gemeinsame Einlagensicherungssysteme gestellt hat, werden 

natürlich viele Länder Zusicherungen wollen, dass wir das Risiko weiterhin sorgfältig managen, 

und deshalb beziehen wir uns auf zu vielen verschiedenen Arbeitssträngen innerhalb der 

Bankenunion. Dann wird die Notwendigkeit von mehr Wettbewerb auch im Arbeitsstrang zur 

grenzüberschreitenden Finanzintegration anerkannt, bei dem es darum geht, europäische 

Größenbanken zu fördern. Aber natürlich wollen die Länder gleichzeitig die Zusicherung, dass, 

wenn wir Großbanken entwickeln und die Fähigkeit der Banken entwickeln, Einlagen zu 

bewegen, Kapital zu bewegen, Liquidität freier über Grenzen hinweg zu bewegen, dass sie auch 

Fragen der Finanzstabilität und des Verbraucherschutzes innerhalb einzelner Länder 

berücksichtigt.  

 

Die Abgeordnete hat mir also viele verschiedene Fragen gestellt, und ich habe versucht, auf 

jede von ihnen kurz eine Antwort zu geben. Wir sind uns der Risiken, mit denen wir konfrontiert 

sind, sehr wohl bewusst, aber ich denke, wir sollten für andere Risiken plädieren, die unsere 

Bemühungen in den letzten zwei Jahren vermieden haben. 

1-017-0000 

Johan Van Overtveldt (ECR). – Herr Donohoe, lieber Paschal, es ist immer ein Vergnügen, 

Sie zu sehen, und das bei guter Gesundheit. Ich habe drei Fragen.  

 

Zunächst eine allgemeine Bemerkung: Wenn Sie sagen, wir haben jetzt eine niedrige 

Arbeitslosigkeit, was richtig ist, und wir haben auch eine höhere Inflation, dann ist das für mich 

ein Lehrbuchbeispiel dafür, dass wir eine restriktivere Geld- und Fiskalpolitik brauchen. Das 

ist die Standardvorgehensweise.  
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Wenn Sie nun sagen, dass die Fiskalpolitik moderat unterstützend sein sollte, was genau meinen 

Sie damit? Bedeutet das, dass es vorzuziehen ist, ein Haushaltsdefizit zu haben, das über einem 

strukturellen Defizit von 3 % liegt oder nicht?  

 

Das zweite Element bezieht sich auf die höhere Inflation und insbesondere auf die stärker 

divergierende Inflation innerhalb des Euro-Währungsgebiets. In meinem eigenen Land liegt sie 

bei 8 %, Frankreich bei 2,5 %. Daher werden wir Unterschiede in der internationalen 

Wettbewerbsfähigkeit der Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets sehen. Wir haben in der 

Vergangenheit das Elend gesehen, das entsteht, wenn man diese Art von Entwicklung hat. 

Glauben Sie, dass wir bereit sind, mit dieser Divergenz in der Wettbewerbsfähigkeit der 

Mitgliedstaaten umzugehen? Konzentrieren wir uns nicht zu sehr auf Ausgaben und nicht genug 

auf Reformen, um widerstandsfähiger zu werden?  

 

Meine dritte Frage bezieht sich auf das, was Sie vorhin zur Bankenunion gesagt haben. Sie 

sagten, und ich zitiere: „Die Kosten, keine Einigung über die Bankenunion zu erzielen, sind 

jetzt höher denn je.“ Ich habe mich gefragt, ob Sie das präzisieren, weil es mir ein wenig wie 

eine mysteriöse Behauptung erscheint. 

1-018-0000 

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Herr Van Overtveldt, schön, Sie zu sehen, 

und vielen Dank für Ihre hervorragenden Fragen.  

 

Erstens, lassen Sie mich beginnen mit Ihrer Frage, was genau ich mit einem moderat 

unterstützenden finanzpolitischen Kurs meine: im Allgemeinen bedeutet dies Defizite, die sich 

den strukturellen Defiziten annähern, die Länder in ihren Volkswirtschaften aufzeigen. Aber 

ich glaube nicht, dass die Lücke zwischen beiden innerhalb eines einzigen Haushaltszyklus 

geschlossen würde. Ich denke, abhängig von den wirtschaftlichen Umständen jedes Landes 

kann es ein unterschiedliches Tempo geben, mit dem sich ihr derzeitiges nominales Defizit zu 

ihrem strukturellen Defizit bewegt. Im Allgemeinen erwarte ich einen Rückgang der Defizite, 

und ich erwarte, dass sie näher an den strukturellen Defiziten in den Mitgliedstaaten liegen 

werden, aber die Geschwindigkeit davon könnte von Land zu Land variieren. Wenn wir uns 

zum Beispiel wieder treffen, vielleicht nächstes Jahr um diese Zeit, oder wenn wir später in 

diesem Jahr überprüfen, wo wir für 2023 stehen, würde ich erwarten, dass das allgemeine 

Defizitniveau niedriger ist als in diesem Jahr, und ich würde erwarten, dass diese Defizite zur 

Finanzierung sektoraler Systeme im Gegensatz zu allgemeinen Unterstützungssystemen 

verwendet werden. Ich gehe davon aus, dass diese sektoralen Systeme selbst im Laufe der Zeit 

ebenfalls abnehmen werden, da ich hoffe, dass wir eine Erholung sehen werden, die sich über 

das ganze Jahr hinweg fortsetzt.  

 

In Bezug auf Ihre Frage zu den Unterschieden zwischen den Volkswirtschaften der 

Mitgliedstaaten ist dies eine sehr einfache Frage, aber wie bei den einfachsten Fragen ist es 

diejenige, die schwer schnell zu beantworten ist, weil sie den Kern wirklich wichtiger Probleme 

in unserer Wirtschaft trifft. Also nur zwei kurze Gedanken in Bezug darauf, wie Ihr Problem 

gehandhabt werden würde.  

 

Erstens denke ich, dass die Finanzpolitik in der nächsten Phase dieses Konjunkturzyklus 

weiterhin eine noch wichtigere Rolle spielen wird. Sie werden besser verstehen als ich, dass 

ich, weil wir eine gemeinsame Währungspolitik für den gesamten Euroraum haben, aufgrund 

der sich ändernden Konjunkturzyklen in den einzelnen Mitgliedstaaten, erwarten würde, dass 

die Finanzpolitik in den einzelnen Mitgliedstaaten besser darauf eingeht. Wenn Sie also in 

einigen Ländern eine schnellere wirtschaftliche Erholung haben als in anderen, werden Sie eine 

Veränderung des finanzpolitischen Pulses als Reaktion darauf sehen, Mitgliedstaat für 

Mitgliedstaat.  
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Die zweite schnelle Antwort auf Ihre Frage ist natürlich, warum der Aufbaufonds so wichtig 

ist, wenn wir versuchen, in die Teile unserer Volkswirtschaften zu investieren, von denen wir 

glauben, dass sie mittelfristig das Risiko der Divergenz innerhalb des Euroraums verringern. 

Bei der Betrachtung der Pläne, die von den Mitgliedstaaten vorgelegt werden, und die sich in 

der frühen Phase der Umsetzung befinden, zeigen sich meiner Meinung nach zwei wesentliche 

Aspekte: die Art und Weise, wie wir das Risiko einer Divergenz innerhalb der Europäischen 

Union verringern und wie wir nationale Pläne der Staaten haben, die in spezifische Bedürfnisse 

investieren, die Staaten erfüllen müssen, um ihren Bürgern eine bessere Zukunft bieten zu 

können – aber dies auf eine Weise zu tun, die europäisch ist, damit wir alle von den 

Veränderungen in den Volkswirtschaften profitieren und das Risiko einer Beschleunigung der 

Divergenzen verringern können.  

 

Und schließlich: dreht sich die Diskussion zu sehr um Ausgaben und nicht genug um 

Reformen? Aus seiner Amtszeit als belgischer Finanzminister wird das Mitglied wissen, wie 

umfangreich der Dialog und das Engagement mit der Kommission, die Sie mit der Kommission 

in Bezug auf Semester, bzw. in Bezug auf länderspezifische Empfehlungen führen. Sie werden 

sich sehr gut daran erinnern, und ich kann Ihnen versichern, dass aus dem Engagement, das wir 

alle von Regierung zu Regierung mit der Kommission haben, weiterhin ein sehr hohes Maß an 

Reformorientierung folgt. Ich habe überhaupt keinen Zweifel daran, dass es bei der Bewertung 

der Umsetzung von Konjunkturprogrammen nicht nur darum gehen wird, wie gut Ihnen das 

Ausgeben von Geld gelingt, sondern auch, darum wie Sie mit der Umsetzung von Reformen 

vorankommen. Ich bin zuversichtlich, dass wir uns bei der Umsetzung des Aufbaufonds stark 

darauf konzentrieren werden. 

1-019-0000 

Chris MacManus (Die Linken). – Guten Tag und willkommen, Herr Minister. Wie Sie sicher 

wissen, befinden wir uns mitten in einer ziemlich wichtigen wirtschaftlichen Debatte für die 

Zukunft Europas: nämlich der Debatte darüber, wie wir die Haushaltsregeln reformieren. Es 

scheint, dass sehr viel gesunder Menschenverstand diskutiert wird, und die meisten 

Kommentatoren und Regierungen kommen zu dem Schluss, dass die Regeln reformbedürftig 

sind, und Sie werden nicht überrascht sein – und aus meiner Sicht ist es klar –, dass diese 

Reformen sehr radikal und tief sein müssen.  

 

Eine der wichtigsten Fragen ist, ob es eine so genannte goldene Regel geben sollte, nach der 

einige Ausgaben für die Zwecke der Regeln freigestellt oder gutartig behandelt werden. 

Angesichts des Ausmaßes des Wandels, der vor dem Hintergrund des Klimawandels 

erforderlich ist, ist dies zweifellos das Mindestmaß an erforderlichen Reformen.  

 

Meine Frage ist also, ob Sie auf der Seite – und ob die Eurogruppe auf der Seite derer steht – 

die die Öffnung eines solchen Mechanismus fürchten und ihn strikt auf Klimaausgaben und -

investitionen beschränken wollen? Wie Sie sehr gut wissen, sind wir ein Land, das sich mitten 

in einer Immobilienkrise befindet. Stimmen Sie zu, dass solide langfristige Investitionen in 

gesellschaftlich notwendige Infrastrukturen wie Wohnraum für Menschen von neuen 

willkürlichen Haushaltszielen ausgenommen werden müssen? Ist es nicht die Verpflichtung 

einer Regierung, Krisen wie Wohnraumkrise in Irland zu bewältigen, wichtiger und eine 

bessere Nutzung der Ressourcen als die Einhaltung von Grenzen, die auf der Grundlage eines 

einheitlichen Systems festgelegt wurden? 

1-020-0000 

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank für Ihre sehr wichtige Frage, 

die eine nationale Dimension hat.  

 

Ich werde mich also zuerst mit der Euro-Gruppe befassen, einem relevanten Teil Ihrer Frage: 

Erstens hat die Euro-Gruppe selbst noch keinen Konsens in dieser Angelegenheit erzielt, aber 

es ist wichtig darauf hinzuweisen, dass ein Konsens am wahrscheinlichsten im Rahmen des 
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ECOFIN-Rates erzielt wird, da das in Bezug genommene Thema auch Nicht-Euro-Länder 

umfasst. Dies ist also eine Diskussion, die zwischen den Mitgliedstaaten aller Länder, ob Euro 

oder Nicht-Euro, fortgesetzt wird. Aber es ist eine Debatte, die wir natürlich kennen und zu der 

wir innerhalb der Eurogruppe selbst beitragen. Dieser Konsens ist noch erzielt. Ich meine, wir 

alle tragen zu diesen Themen bei und bringen unsere Ansichten vor. Ich denke jedoch, dass Ihre 

Frage einige der Herausforderungen hervorhebt, die in dieser speziellen Debatte bestehen, denn 

selbst die Frage, die der Her Parlamentsabgeordnete mir gestellt hat, setzt bei einer Ausnahme 

von den Steuerregeln für Investitionen in Programme, die zu einer Zukunft mit einem 

geringeren Kohlenstoffausstoß führen könnten, an. Bei der weiteren Entwicklung der Frage, 

nahmen die Ausnahmebereiche zu. Dies ist eine der Fragen, die in der Debatte angesprochen 

werden: Wenn Sie mit einer Ausnahme für einige Formen der Kapitalanlage beginnen, wo endet 

diese Ausnahme? Wie können Sie sehr klar zwischen einigen Formen von Investitionen und 

anderen abgrenzen? Offensichtlich haben einige Länder die Sorge, dass der Druck wächst stets 

neue Ausnahmen zu akzeptieren, sobald man beginnt, einen bestimmten Bereich der 

Kapitalinvestitionen, der laufenden Ausgaben, von den Steuerregeln auszunehmen.  

 

Der Grund, weshalb dies eine wichtige andauernde Diskussion ist, ist dass die einzige Quelle 

der Begrenzung für diese Kreditaufnahme nicht nur die Finanzregeln sind, sondern auch die 

Schuldentragfähigkeit einzelner Länder und die Reaktion der Finanzmärkte auf steigende 

Schuldenstände in der Zukunft. Die Einschränkungen und Zwänge, die in Bezug auf die Höhe 

der Kreditaufnahme bestehen, sind nicht nur die rechtlichen Entscheidungen, die wir treffen 

und die Zukunft der Struktur der wirtschaftspolitischen Steuerung, sondern auch die 

Bereitschaft der Finanzmärkte, dem Euroraum und den Ländern diese Mittel zu leihen – und 

natürlich der Preis, zu dem sie ihre höhere Kreditaufnahme anbieten werden und was dies für 

die Fähigkeit der Staaten bedeutet, Schulden in Zukunft in der EU zu verwalten.  

 

Wie das Mitglied weiß, ist dies auch ein wirklich wichtiges Element in der Debatte über die 

wirtschaftspolitische Steuerung, und das alles spielt sich derzeit innerhalb der Euro-Gruppe ab. 

Wenn Sie sich ansehen, wo wir in Bezug auf Irland stehen – und obwohl das Mitglied und ich 

natürlich in Bezug auf die zukünftige Finanzpolitik unterschiedlicher Meinung sein werden –, 

haben wir die Kapitalinvestitionen in unserer Wirtschaft von 4 Mrd. EUR auf rund 12 Mrd. 

EUR erhöht, und das haben wir innerhalb der bestehenden Architektur der derzeitigen 

Haushaltsregeln getan.  

Es zeigt also, wie selbst dort, wo wir uns befinden, höhere Kapitalinvestitionen erleichtert 

werden können, aber wie gesagt, dies ist ein wirklich wichtiges Element in der Debatte, und ich 

bin sicher, wenn ich Sie später im Jahr treffe, werden wir mehr Klarheit über den Stand dieses 

Konsenses haben. 

1-021-0000 

Frances Fitzgerald (PPE). – Guten Tag, Paschal, und nochmals willkommen vor dem ECON-

Ausschuss. Vielen Dank für Ihre ausgezeichnete und kontinuierliche Zusammenarbeit mit dem 

Ausschuss.  

 

Ich werde mich insbesondere auf einen Bereich konzentrieren, den digitalen Euro, vielleicht 

mit einer kurzen Frage zur Inflation. Ich weiß, dass dies einer der Bereiche ist, die Sie als einen 

vorrangigen Politikbereich betrachten, und es ist klar, dass er ein enormes Potenzial hat. Es gibt 

einige Herausforderungen und offene Fragen, und ich wäre an Ihren Ansichten dazu interessiert. 

Eine davon ist, wie stellen wir sicher, dass der Privatsektor nicht verdrängt wird? Ich gehe 

davon aus, dass sich viele Leute sich dafür interessieren würden, und ebenso, dass es eine 

Initiative ist, die den Bürgern einen Mehrwert bietet.  

 

Dann denke ich, dass es wichtig ist, dass das Parlament einbezogen wird und dass wir während 

des gesamten Prozesses eine starke, von den Bürgern geführte Stimme haben, damit sich die 

Menschen engagieren und es verstehen können. Es stellen sich einige Probleme, da die Verträge 
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keine ausdrückliche Regelung für die Ausgabe einer digitalen Währung durch die EZB 

vorsehen, und ich habe mich gefragt, ob es dort rechtliche Fragen gibt, an denen Sie Ihrer 

Meinung nach arbeiten müssen?  

 

Noch eine kurze Frage: Ich weiß, dass Sie sich mit der Frage der Inflation befasst haben, aber 

nur im Hinblick auf die sozialen Ungleichheiten, die, wie wir wissen, mit der Inflation entstehen 

können. Darf ich Sie fragen, wie hoch Ihrer Meinung nach die Verpflichtungen in der 

Eurogruppe für neue Initiativen sind, sollten sie später im Jahr notwendig werden, um damit 

umzugehen? Hoffentlich werden sie es nicht tun, aber ich wäre an Ihren Ansichten dazu 

interessiert. 

1-022-0000 

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank, Frances, für Ihre Fragen zu all 

diesen verschiedenen Themen.  

 

Wenn ich mit dem sehr wichtigen Punkt beginne, den Sie in Bezug auf die Frage gemacht 

haben, ob ein „Verdrängungsrisiko“ in Bezug auf die Innovation und Entwicklung unserer 

öffentlichen Institutionen in der Europäischen Union, wie der EZB, bestehen würde, würde das 

zu einem „Verdrängungsrisiko“ im privaten Sektor führen? Meiner Einschätzung nach nicht. 

In der Tat ist meine Einschätzung insgesamt, dass es für die weitere Entwicklung unseres 

Privatsektors wirklich wichtig ist, dass sie Vertrauen in die Stabilität der Zahlungsmittel in der 

Zukunft haben und Klarheit in Bezug auf Währungen haben, die von Staaten oder von Projekten 

wie der Europäischen Union unterstützt werden, in denen wir unsere Souveränität miteinander 

teilen, zum Beispiel, durch den Euro.  

 

Ich sehe also wenig Risiken, dass die Entwicklung solcher Projekte den Privatsektor verdrängen 

würde. Ja, es gibt Entwicklungen im privaten Sektor in Bezug auf Währungen und 

Wertaufbewahrungsmittel, und in der Tat müssen wir sicher sein, dass diese Entwicklungen das 

richtige Gleichgewicht zwischen Innovation und Risiko finden. Aus diesem Grund ist die 

MiCA-Innovation, die im Gange ist – und ich denke, dass sie derzeit im Europäischen 

Parlament geprüft wird –, bei der wir uns das Maß an Regulierung ansehen, das für die 

Entwicklung des Privatsektors in Bezug auf Währung und Wertaufbewahrungsmittel gilt, eine 

wirklich wichtige Initiative. Ich denke, es ist wirklich wichtig, dass wir einen 

aufsichtsrechtlichen Rahmen für den Privatsektor und für die dort entstehenden Innovationen, 

und für die dort stattfindenden Veränderungen, haben. Aber ich glaube, dass das 

Verdrängungsrisiko im Moment recht gering ist.  

 

In Bezug auf Ihre Frage zum Parlament: ich akzeptiere diesen Punkt voll und ganz und denke, 

dass Sie da einen wichtigen Aspekt erwähnen, und ebenso wie ich darauf bedacht bin, 

sicherzustellen, dass die Aufgabe der Minister in dieser Debatte verstanden wird und dass wir 

Raum haben, um unsere Ansichten klar darzustellen, denke ich, dass es wichtig ist, dass das 

Europäische Parlament, insbesondere der Ausschuss, zu dem ich heute hier spreche, eine Rolle 

dabei spielt, die stattfindenden Entwicklungen vollständig zu verstehen und die Stimme Ihrer 

Institution in einem Prozess zu vertreten, der künftig wichtige politische Dimensionen haben 

könnte. 

Was alle Fragen im Zusammenhang mit unseren Verträgen und den rechtlichen Grundlagen 

jeglicher Entwicklungen in diesem Bereich betrifft, so befinden wir uns erstens in einer 

unglaublich frühen Phase in all dem. Die EZB bezeichnet dies als eine Sondierungsphase, in 

der sie verschiedene Phasen und Probleme im Zusammenhang mit diesem Projekt 

herausarbeiten. Aber ich bin mir sicher, wenn sich dieses Projekt weiterentwickeln würde, 

würde es auf den solidesten rechtlichen Grundlagen beruhen. Ich weiß, dass sowohl die 

Kommission als auch die EZB sich der dringenden Notwendigkeit bewusst sind, dass alle 

Entwicklungen in der Zukunft eine absolut solide rechtliche Grundlage haben müssen. Dies ist 

tatsächlich ein wichtiges Thema und danke Ihnen, dass Sie es angesprochen haben. 
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In Bezug auf die sozialen Folgen der steigenden Inflation verstehe ich Ihren Punkt voll und 

ganz und nehme ihn auf. Steigende Preisniveaus bedeuten für die Bürger je nach Einkommen 

und Ersparnissen unterschiedliche Bedeutungen, und innerhalb des ECOFIN-Rates reagieren 

die Mitgliedstaaten von Land zu Land, auch in Irland, auf den Versuch, die Auswirkungen der 

Inflation auf den Lebensstandard und insbesondere auf den Lebensstandard der am stärksten 

gefährdeten Personen abzumildern. Ich glaube jedoch, wie ich in meiner Aussage vor diesem 

Ausschuss heute Nachmittag mehrmals sagte, dass wir im Laufe des Jahres eine Abschwächung 

dieses Inflationsdrucks erleben werden und im Gegenzug hoffentlich eine Verringerung des 

Drucks sehen werden, den diese steigenden Preise derzeit auf den Lebensstandard der Bürger 

ausüben – insbesondere auf den Lebensstandard von Personen mit niedrigeren 

Einkommensniveaus und geringeren Ersparnissen. 

1-023-0000 

Joachim Schuster (S&D). – Frau Vorsitzende! Ich versuche, mich ganz kurz zu fassen. Sie 

sagten – das teile ich –, dass die wirtschaftliche Entwicklung zurzeit relativ gut ist. Und Sie 

sagten auch, es ist absolut erforderlich, Investitionen hoch zu halten und weiter zu verstärken. 

Die bisherige Situation war aber nur möglich, weil die Schuldenregeln des Stabilitäts- und 

Wachstumspaktes komplett ausgesetzt sind. Es ist in der Diskussion, das ab 2023 wieder 

rückgängig zu machen. 

 

Deswegen meine Frage: Wird in der Eurogruppe eventuell auch diskutiert, ob man das 

aufschiebt? Oder wenn man es nicht aufschiebt, glauben Sie, dass bis dahin ein Konsens da ist, 

wie eigentlich dieser Stabilitäts- und Wachstumspakt flexibilisiert, reformiert wird – oder wie 

immer man das auch nennen will? Denn, wenn das nicht passiert und man wirklich zu den alten 

Schuldenregeln zurückkehren würde, würden viele Mitgliedstaaten gezwungen, 

konjunkturpolitisch eine Vollbremsung hinzulegen, weil Haushaltsstabilität und 

Haushaltsdisziplin plötzlich wieder über allem stehen würden. Dann hätten wir die Situation 

von 2010, 2011, 2012, als viele Staaten den kurzen Aufschwung, den sie teilweise in Gang 

gesetzt haben, wieder abwürgen mussten. 

 

Und welche Maßnahmen sind aus Ihrer Sicht – und bitte ein bisschen konkreter, und nicht nur 

allgemein – konsensfähig zwischen den Eurostaaten? Denn die sind schon relativ entscheidend, 

damit es zu einem Konsens kommt. 

1-024-0000 

Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank an das Mitglied für die Frage. 

Wenn die Dolmetscher es noch aushalten können, werde ich mich auf drei Punkte als Antwort 

beschränken.  

 

Der erste lautet: Glaube ich, dass ein Konsens in Bezug auf die Zukunft unserer Haushaltsregeln 

möglich ist und wie diese uns helfen werden, einige Herausforderungen der Vergangenheit zu 

vermeiden und ein sehr neues wirtschaftliches Umfeld zu bewältigen, in dem wir eine höhere 

Verschuldung haben, die sich auf die Haushaltsentscheidungen auswirken wird? Dies muss 

man bejahen. Ich weiß zwar, dass es schwierig sein wird, aber es wird eine Debatte geben, die 

auf allen Ebenen der Europäischen Union stattfinden wird. Ich glaube auch, dass wir 

letztendlich eine Einigung in dieser Frage erzielen werden.  

 

Zweitens, der Punkt, den das Mitglied in Bezug auf die höhere Verschuldung und die 

Auswirkungen, die dies auf die Haushaltspläne der Länder haben würde, anführt, glaube ich, 

dass dies ein Thema ist, das in der laufenden Debatte gerne aufgegriffen wird. Aber ebenso 

denke ich, dass es wichtig ist zu sagen, dass wir noch keine Einigung darüber erzielt haben, wie 

das gehandhabt werden soll. Das ist Teil des Prozesses, der von der Kommission geleitet wird, 

und das wird ein wichtiges Element des Konsenses sein, den wir, wie ich hoffe, in den 

kommenden Monaten erreicht werden. Aber ich möchte dem Ausschuss sagen, dass die 
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Auswirkungen einer höheren Verschuldung innerhalb des Euroraums und was dies für die 

einzelnen Haushaltspläne bedeuten könnte, ein Thema ist, das durch die Beiträge, die im 

ECOFIN-Rat zu diesem Thema geleistet werden, geschätzt wird.  

 

Schließlich ist es so, wie das Mitglied ausgeführt hat, nämlich dass die Verschuldung erheblich 

gestiegen ist. Aber natürlich können wir diese höheren Schuldenstände am besten bewältigen, 

indem wir unsere Volkswirtschaften in den kommenden Jahren wieder zu einer nachhaltigen 

Wachstumsphase ermutigen können, im Gegensatz zu dem Zustand, den wir jetzt im Jahr 2022 

haben. Aus diesem Grund ist es wichtig, dass wir Haushaltsentscheidungen treffen, die das 

richtige Gleichgewicht zwischen Schuldentragfähigkeit, einem außerordentlich wichtigen 

Thema, aber auch der Förderung des Wachstums, aufbauend auf den Fortschritten, die wir bei 

der Wiederherstellung unserer Volkswirtschaften auf dieses Niveau der Wirtschaftsleistung 

erzielt haben.  

 

Gerade zu diesem Punkt bin ich mir bewusst, dass ich in einer früheren Frage einem Ihrer 

Kollegen nicht erklärt habe, was ich mit meiner Bemerkung über die hohen Kosten der 

Untätigkeit in Bezug auf die Bankenunion gemeint habe. Damit meinte ich, dass wir uns auch 

der Tatsache bewusst sind, dass wir ein höheres Maß an privatem Kapital benötigen würden, 

um unseren Übergang zu einer kohlenstoffärmeren und stärker digitalisierten Zukunft zu 

finanzieren, und dass öffentliches Kapital nicht in der Lage sein wird, mit allem 

Herausforderungen fertig zu werden. In diesem Zusammenhang habe ich diesen Punkt 

angesprochen. Ich glaube, dass die Bankenunion eine wirklich wichtige Rolle bei der Erhöhung 

dieses privaten Kapitals spielen kann, so dass wir es effizienter nutzen können, um diese beiden 

Übergänge zu erleichtern. 

1-025-0000 

Vorsitzende. – Herzlichen Dank. Wir haben unsere Rednerliste vollständig abgearbeitet. Ich 

entschuldige mich bei denen, die versucht haben, eine Redegelegenheit zu bekommen aber die 

aus Zeitgründen und mangelnden Dolmetschkapazitäten nicht berücksichtigt werden konnten. 

Darüber hinaus möchte ich den Dolmetschern danken, die übrigens Überstunden arbeiten 

mussten, um unseren Bedürfnissen entgegenzukommen.  

 

Ich danke Herrn Donohoe für seine Verfügbarkeit und für alle Antworten, und ich danke auch 

allen Mitgliedern für alle Fragen. Es war ein sehr interessanter Meinungsaustausch. Ich nutze 

auch die Gelegenheit, Ihnen für die Einladung an die Euro-Gruppe zu danken. Wir sehen uns 

in Paris.  

 

(Der Wirtschaftsdialog endete um 16:00 Uhr) 


